
bringens zugrunde legt, ohne eine ausreichende Begrün­
dung dafür vorzunehmen, weshalb das eine für er­
wiesen angesehen wird und das andere nicht.

Oie Schwierigkeiten in der Beweisfrage und in der 
Erforschung des Sachverhalts sowie die damit verbun­
dene Verzögerung in der Erledigung des Verfahrens 
bilden den Ausgangspunkt für eine Kritik an der gegen­
wärtigen gesetzlichen Regelung, die in der Konsequenz 
dahin geht, das Privatklageverfahren überhaupt abzu­
schaffen und eine Bestrafung in Beleidigungssachen zu­
mindest hinsichtlich übler Nachrede und Verleumdung 
nur auf Anklage des Staatsanwalts vorzunehmen.

Die für die Gerichte in der Erforschung der objek­
tiven Wahrheit bestehenden Schwierigkeiten sind tat­
sächlich nicht zu übersehen. Die Eröffnung des Verfah­
rens kann an sich nur auf Grund der einseitigen Partei­
behauptung erfolgen, was in gewissem Widerspruch zu 
§ 176 Abs. 1 StPO und § 200 StPO steht. Auch eine nach­
trägliche Einschaltung der Ermittlungsorgane ist nicht 
möglich, da § 174 StPO wegen des fehlenden Ermitt­
lungsverfahrens nicht anwendbar ist. Die hier verbrei­
tete Praxis der Gerichte, durch Übersenden der Klage­
schrift an den Beschuldigten und dessen Gegenäuße­
rung an den Privatkläger das fehlende Ermittlungsver­
fahren zu ersetzen, ist mit dem Gesetz (§ 247 Abs. 2 
StPO) ebenfalls nicht zu vereinbaren und führt außer­
dem zur Nichteinhaltung der Bearbeitungsfristen (§ 181 
StPO).

Der Forderung, das Privatklageverfahren zugunsten 
des Offlzialverfahrens einzuschränken, steht als anderes 
Extrem der Vorschlag gegenüber, das Verfahren völlig 
als Zivilprozeß auszugestalten.

Diese Vorschläge, wie auch die Frage nach der Be­
rechtigung der Bezeichnung „Verbrechen“ für die Be- 
leidigungsdelikte, berühren ein Problem grundsätzlicher 
Natur, nämlich die Frage nach dem Wesen, dem mate­
riell-rechtlichen Charakter dieser Deliktsgruppe, die 
noch der weiteren wissenschaftlichen Klärung bedarf. 
In der Praxis hat sich jedenfalls gezeigt, daß die An­
wendung des Begriffs „Verbrechen“ auf Beleidigungen 
weder von den Parteien noch von den Zuhörern ver­
standen wird, die die Handlungen allenfalls als ein Ver­
gehen oder einen groben Verstoß gegen Anstand und 
Würde des Menschen betrachten.

Eine Verbesserung des Verfahrens könnte schon er­
reicht werden, wenn mehr Wert auf die bisher noch 
sehr ungenügende Protokollierung gelegt würde. Oft 
werden die im Urteil getroffenen Feststellungen vom 
Inhalt des Hauptverhandlungsprotokolls nicht gestützt. 
In vielen Fällen sind die Protokolle nachlässig verfaßt. 
Offensichtlich widmen die Vorsitzenden den Protokol­
len zu wenig Aufmerksamkeit.

Bereits bei der Klageaufnahme in der Rechtsantrags­
stelle müßte auf eine vollständige Sachdarstellung ge­
achtet werden. Eine Reihe von Klagerücknahmen, die 
notwendig werden, weil sich erst in der Hauptverhand­
lung herausstellt, daß die Frist nach § 245 StPO ver­
säumt ist, wäre so vermeidbar.

Wie wenig sorgfältig noch auf das Vorliegen der Pro­
zeßvoraussetzungen geachtet wird und welche unerfreu­
liche Folgen daraus entstehen können, zeigt die Privat­
klagesache 1 Bs 100/56 des Kreisgerichts Saalfeld. Die 
Privatklägerin wurde von der Beschuldigten mit einer 
Sichel am rechten Handgelenk verletzt. Von der Kri­
minalpolizei, wo sie Anzeige wegen Körperverletzung 
erstatten wollte, wurde sie auf den Privatklageweg ver­
wiesen (!). Inzwischen hatte die Beschuldigte ihrerseits 
beim Schiedsmann eine Sühneverhandlung beantragt, 
zu der die spätere Privatklägerin aber nicht erschien. 
Das auf die Beschuldigte ausgestellte Sühnezeugnis 
wurde jedoch entgegen § 18 der Schiedsmannsordnung 
der Privatklägerin übergeben, die nun, unter Vorlage 
des ihr an sich nicht zustehenden Sühneattestes die 
Privatklage erhob. Das Gericht übersah, daß das Attest 
nicht auf Antrag der Privatklägerin erteilt worden war, 
und eröffnete das Verfahren. Erst in der Hauptverhand­
lung wies der Rechtsanwalt der Beschuldigten auf die­
sen Fehler hin. Nachdem das Gericht der Privatklägerin 
zugesichert hatte, für die Einleitung eines Offlzialver­
fahrens zu sorgen, erklärte diese sich bereit, die Klage 
zurückzunehmen. Das Verfahren wurde aber bei der 
Staatsanwaltschaft gern. § 153 StPO (alt) eingestellt. Da­

mit war zwar die Schuld der Beschuldigten festgestellt, 
die Verletzte ist jedoch auf Grund der Klagerücknahme 
verpflichtet, die Auslagen der Beschuldigten (Anwalts­
kosten) zu tragen — ein nicht nur für sie völlig unver­
ständliches Ergebnis.

Allgemein ist festzustellen, daß die Zahl der Erledi­
gungen fast ständig hinter der Zahl der Neueingänge 
zurückbleibt. Wahrend z. B. im Bezirk Rostock die frist­
gemäße Erledigung bei allgemeinen Strafsachen 90,9 
Prozent betrug, waren es bei Privatklagesachen im glei­
chen Zeitraum nur 64,3 Prozent.

Aus den vorliegenden Zahlen über die Verfahrens­
dauer ist zu entnehmen, daß eine nicht unbeträchtliche 
Zahl von Fristüberschreitungen besteht, die den tat­
sächlich auch von verschiedenen Justizverwaltungsstel­
len gezogenen Schluß zuläßt, daß die Gerichte der Ein­
haltung der Bearbeitungsfrist in Privatklagesachen 
nicht die genügende Beachtung schenken.

Daß die dem Zivilprozeß entlehnte Methode, vor Er­
öffnung des Verfahrens erst die Gegenäußerung des Be­
schuldigten einzuholen, zu Fristversäumnissen führt, 
wurde bereits erwähnt. Auch die Fristüberschreitungen, 
die durch Nichteinzahlung der Kostenvorschüsse (jetzt 
§ 4 der StKVO) eintreten, lassen sich vermeiden, wenn 
in der Regel nur bei gleichzeitiger Kostenvorschußzah­
lung die Klage in der Rechtsantragsstelle aufgenommen 
wird.

Eine andere Verfahrensweise, die bei nachlässiger 
Handhabung zu Fristüberschreitungen, wenn nicht zu 
ärgeren Mängeln führt, besteht darin, daß der bearbei­
tende Richter, wenn er der Ansicht ist, daß der Sach­
verhalt den Tatbestand der Körperverletzung erfüllen 
könnte, die Akten noch vor der Eröffnung mit einem 
entsprechenden Vermerk zur Staatsanwaltschaft gibt, 
damit diese unter Umständen ein Offlzialverfahren ein­
leiten kann. Im Ablehnungsfall soll die Sache wieder 
zum Gericht zurückkommen. In der Praxis kam es vor, 
daß solche Akten wochenlang bei der Staatsanwalt­
schaft lagen, ohne daß etwas veranlaßt wurde. Diese 
Handhabung ist ungesetzlich; zudem bietet § 252 StPO 
eine hinreichende und vor allem gesetzlich fixierte Mög­
lichkeit zum Übergang in das Offlzialverfahren.

In der rechtlichen Beurteilung eines gegebenen Sach­
verhalts treten verschiedentlich noch Mängel auf. So 
macht in der Praxis die Abgrenzung von Kritik und Be­
leidigung oft Schwierigkeiten. Nicht selten wird eine an 
sich berechtigte Kritik in einer den Kritisierten beleidi­
genden Form vorgebracht.

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Beschul­
digten wird aber nicht schon dadurch ausgeschlossen, 
daß er die verletzenden Äußerungen in einer öffent­
lichen Einwohnerversammlung von sich gab. Der gegen­
teiligen Auffassung war offenbar die Justizverwaltungs­
stelle Schwerin, als sie die Kassation in der Privat­
klagesache Bs 27/56 des Kreisgerichts Hagenow anregte. 
Hier hatte die Beschuldigte dem Privatkläger eine Reihe 
von Vorwürfen gemacht und ihn schließlich in einer 
Gemeindeversammlung als Schweinehund und Mörder 
bezeichnet. Diese durch nichts gerechtfertigten Beleidi­
gungen hatte sie sogar vor Gericht wiederholt. Ähnlich 
war der Sachverhalt in zwei anderen, aus den gleichen 
Gründen zur Kassation vorgeschlagenen Entscheidun­
gen, wobei allerdings zu Recht bemängelt wurde, daß 
sich das Gericht überhaupt nicht mit der Frage der Kri­
tik auseinandergesetzt hatte.

Ein weiterer recht häufig auftretender Mangel ist die 
Verweisung von Bürgern auf den Weg der Privatklage 
in Fällen offensichtlicher Körperverletzung. Ein Bei­
spiel hierfür bietet das bereits in anderem Zusammen­
hang genannte Verfahren Bs 100/56 des Kreisgerichts 
Saalfeld.

In der Privatklagesache Bs 61/56 des Kreisgerichts 
Zwickau-Mitte hatte der Beschuldigte dem Privatkläger 
im Verlaufe eines Streites so sehr auf den Kopf ge­
schlagen, daß dieser eine Schädeldachplatzwunde da­
vontrug und etwa 14 Tage arbeitsunfähig geschrieben 
werden mußte. Der Staatsanwalt lehnte die Übernahme 
des Verfahrens mit der Begründung ab, daß es sich um 
einen „Hausklatsch“ handele.

Im Kreis Strasburg, Bezirk Neubrandenburg, kam es 
zwischen zwei Frauen zu einer Auseinandersetzung we-
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